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Tit. 

Am 27. März 1961 hat sich das Bureau des Grossen Rates mit 
der Frage einer allfälligen Teilrevision des Gesetzes betreffend die 
Geschäftsordnung des Grossen Rates vom 28. April 1938 befasst. 
Es wurde geltend gemacht, dass einzelne Bestimmungen einer Re­
vision bedürfen und einige andere neu aufgenommen werden 
sollten. Obschon das Alter einer Geschäftsordnung (GO) für deren 
Brauchbarkeit nicht massgebend sei - so wurde argumentiert -, 
dränge sich eine Teilrevision doch auf. Im Laufe der letzten Jahre 
habe sich oft' auch eine unterschiedliche Auslegung der GO er­
geben. Um Zweifel dieser Art zu beheben, sei es richtig, wenn sich 
das Bureau mit der Frage der Teilrevision nunmehr befasse. In 
der Folge bezeichnete das Bureau eine Subkommission, bestehend 
aus den Herren 
A. Breitenmoser, als Präsident, 
Dr. J. Goetschel, Dr. H. R. Oeri und A. Ramseyer, als Mitglieder, 
E. Becht, als Sekretär. 

Dem Plenum des Grassen Rates wurde in der Schlussansprache 
des Ratspräsidenten am 20. April 1961 vom Beschluss des Bureaus 
Kenntnis gegeben. 

Tätigkeit der Subkommission 

Die Subkommission erledigte ihre Arbeit in 6 Sitzungen. Sie 
beschloss, alle Ratsmitglieder in einem Zirkularschreiben durch 
den Ratspräsidenten zur Einreichung von Vorschlägen einzuladen. 
Von dieser Gelegenheit haben in der Folge vorerst vier Ratsherren 
Gebrauch gemacht, die Herren P. Brogle, L. Bernoulli, E. Matter 
und Prof. Dr. A. Gasser. 
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Die Subkommission erörterte zunächst jene nestumn1u11g~'lJ:;we 
schon zu einer unterschiedlichen Auslegung geführt haben uu•A u•v 

einer Präzisierung oder auch einer Anpassung an jetzige 
nisse bedürfen. Hierauf wurde über eine Reihe von Bestimmu~n 
beraten, die neu' in die GO aufgenommen werden sollten. Am 
Schlusse der Beratungen haben die Kommissionsmitglieder in 
Form einer Arbeitsteilung die Vor$Chläge für die nelien Formulie­
rungen unterbreitet. 

Zu Vergleichszwecken beschaffte sich die Subkom.missi:on eine 
Reihe von Geschäftsordnungen anderer Kantone. Im Endstadium 
der Beratungen schlug die Subkommission dem Bureau vor, einer 
Sitzung des Solothurner Kantonsrates -- der das neueste Geschäfts· 
reglement besitzt - beizuwohnen. Diesem Besuch war insofern ein 
voller Erfolg beschieden, als sich alle Teimehmer von den gemach· 
ten Feststellungen beeindruckt äusserten. 

Das Ergebnis der Kommissionsberatungen 

Die Subkommission hatte dem Bureau schlussendlich beantragt, 
es seien 16 Paragraphen der geltenden Geschäftsordnung zu ändern 
oder zu ergänzen. Das Bureau behandelte die Anträge in zwei Le­
sungen und erhöhte dabei die Zahl der zu ändernden Paragraphen 
auf insgesamt 27. Darin mag zum Ausdruck kommen, dass das 
Bureau nach anfänglicher Zurückhaltung von der Notwendigkeit 
einer Teilrevision völlig überzeugt war. Sowohl in der Subkom­
mission als auch im Bureau ergab sich für die mit diesem Gesetzesc 
entwurf unterbreiteten Änderungen und Ergänzungen in den aller­
meisten Fällen Einmütigkeit. 

Das Bureau hält dafür, dass an den grossen Linien der geltenden 
GO aus dem Jahre 1938 festgehalten werden soll, so dass eine 
Totalrevision von Anfang an bewusst nicht ins Auge gefasst worden 
ist. Sowohl in den Formen als auch in den Bezeichnungen unter­
scheidet sich die GO des B11sler Grossen Rates in mancher Hinsi.cht 
von den Geschäftsreglementen der übrigen Kantone. Der 
mentarische Ablauf in Basel-Stadt hat sicher mit gutem tleontd~1ii~ 
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eigene Tradition beibehalten. Es sei nur daran erinnert, dass. wir 
die Zweiteilung Motion (verbindlicher Auftrag) und Postulat (un­
verbindliche Prüfung) nicht kennen, dass Interpellationen in 
Basel-Stadt in jedem Falle zu Beginn der Sitzungen behandelt 
werden und dass der Vizepräsident des Rates nach wie vor als 
Statthalter bezeichnet wird (was ihm bei Einladungen durch 
schweizerische oder ausländische Behörden und Organisationen 
stets eine Reihe neuer Titel einbringt, von denen ((Prefetn der 
bekannteste ist). 

Die Einführung einer <(Fragestunde)), wie sie seit einigen Jahren 
das eidgenössische Parlament kennt, und die Eingliederung in die 
GO einer e<Fraktionspräsidentenkonferenz)), wie sie im Verfas­
sungsrat beider Basel besteht, lehnt das Bureau nach eingehender 
Diskussion ab. Im ersteren Fall scheinen die Vorteile hinter den 
Erwartungen zurückzustehen und im zweiten wurde bewusst davon 
Umgang genommen, das freie parlamentarische Leben und De­
battieren durch die Aufwertung im voraus gefasster Beschlüsse und 
Abmachungen einzuschränken. 

Die Anträge des Buream' 

Wir orientieren nunmehr über die vom Bureau dem Rat bean­
tragten Änderungen und Ergänzungen. Wir geben dabei einleitend 
zu jedem der zur Diskussion gestellten Anträge den Wortlaut des 
geltenden Gesetzesparagraphen wieder, worauf wir die Begründung 
zur Änderung folgen lassen, und schliesslich den Antrag selber. 

Bei einigen wenigen Paragraphen scheint dem Bureau eine 
Änderung des Wortlautes nicht nötig, hingegen werden Präzisie­
rungen mit diesem Bericht ohne weitere Anträge zu Protokoll ge~ 
geben. 

01·dentliche und ausserordentliche Sitzungen 

§ 2. Der Grosse Rat versammelt sich ordentlicher Weise neunmal 
im Jahre, und zwar jeweilen am zweiten Donnerstag der Monate 
Januar, Februar, März, April, Mai, Juni, Oktober, November und 
Dezember. 
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·· ·. A:,..rordentlioherweise ve~nurtelt;~ 
· 1. wenn der Grosse Bat dies in eiller vor 

selber beschlossen hat, 
.... 2. W'el,\ll der.Regierungsrat es erforderlich eracbtet, ·• 

3 .. wenn 30. Mitglie(fer des Grossen Rate~ es schriftlich 
· Angabe der'Gründe vom Präsidenten verlangen (Ve:rf 

§ 37). 

.. .Das Ratsmitglied L. Bernoulli regt· an,•··die P~lamentsferien auf 
die Monate Juli und August zu besch~en. In Wirkliohlceit ~ 
ginnedie Arbeit ill den Kommissionen dOQh auch lßh<mjm.· Septem-: 
ber. Ma.n ·kÖ!ple d6im .da.nir beim ~t~n 4er ord~tliohe;n Ok". 
tobersitzung mehr Riicksieltt auf die Seh:µlterien 11emneB: 

·Das Bureau kann sieh der Auffas&ttng des Herrn Be;noull{ n~bt 
anschli~ssen; Die Vorteile .eiller dreimonatigen Parlamentspaµse 
seheillen ihm zu überwiegen. Auch die Verwa.ltung soll da.von pl'()•· 
fitieren, um· Pendenzen aufzuarbeiten: Das' Bureau mi;ichte nicht 
untersuchen, ob im . September oder im Oktober mehr Ratsmit­
glied.er nooh ill den Ferien weilen. Für ausserordentliehe Falle ge~ 
nügen die Bestimmungen der GO § 2 zur Eillberufung eiller Sitzung 
während der Sqmmermonate durchaus. , 

Dabei hält da.s Bureau·dafür, Ziffer 2 verlange eine Ergänzung 
in dem Sinne, dass auch dem Bureau selber die Kompetenz gegeben 
werden müsse,. aussetordentlfoherweise eine Sitzung einzuberufen. 

ßntrag: Ziffer 2 soll folgenden Wortlaut .erhalten: 
«Wenn·~ Bureau d~ Grossen Dates oder der Regierungsrat 

. es als erforderlich erachten». ·· . . 
Einladung 

. § 6. Die Einladung zur Sitzung erlässt der Präsident, µnd zwar 
für ordentliche, und .. sofern möglich auch für ausserordentliche • ·· 
Sitzwigen durch Versenden eiller gedruckten Einladung und duroh 
Publikation im Kantonsblatt. 

Ilie. Einladung, der ein Verzejchnis der Geschäfte (§ 6) und. 
in der letzten Sitzung beschlossene T~gesordnung (§ 44) De 
ist,~. spi.testens 3 Tage vor der Sitzung im Besitz de 
sein. · 



Ist eine Sitzung gemäss § 2, Ziffern 2 oder 3, einberufen worden, 
so entscheidet der Rat durch Mehrheit, ob und was für weitere Ge­
schäfte auf die Tagesordnung gesetzt werden sollen. 

Das Bureau glaubt, es rechtfertige sich, die im zweiten Absatz 
genannte Frist von 3 Tagen auf 5 Tage zu erhöhen. Dies entspricht 
im allgemeinen .der bereits jetzt geübten Praxis. Ausnahmefälle, 
in denen Ratschläge erst kurz vor dem Sitzungstag bei den Rats­
mitgliedern eintrafen, wodurch eine seriöse Vorbereitung und eine 
Stellungnahme an den ordentlichen Fraktionssitzungen nicht mehr 
möglich war, sprechen aber für die Festlegung einer durchgehend 
längeren Frist von 5 Tagen. 

Antmg: Die in Abs. 2 genannte Frist wird abgeändert in 5 Tage. 

Dauer der Sitzungen 

§ 7. Die ordentlichen und die ausserordentlichen Sitzungen 
dauern so lange, als es die Geschäfte erfordern, oder bis der 
Präsident mit Zustimmung des Rates die Sitzung als beendigt 
erklärt. 

Wenn fünf Mitglieder schriftlich Schluss der Sitzung verlangen, 
so entscheidet der Rat durch Mehrheit, ob diesem Begehren statt­
zugeben ist. 

Die ganztägigen Sitzungen beginnen um 9 Uhr und werden in 
der Regel bis um die Mittagszeit gehalten und um 15 Uhr fort­
gesetzt; in ausserordentlichen Fällen kann jedoch die Vormittags­
sitzung bis nach Erledigung des vorliegenden Beratungsgegen­
standes verlängert werden. 

Die ausserordentlichen Sitzungen können auch auf den Nach­
mittag verlegt werden und beginnen dann ebenfalls um 15 Uhr. In 
dringenden Fällen kann der Grosse Rat auch auf eine andere 
Stunde einberufen werden. 

Die Subkommission behandelte die Frage, ob Nachtsitzungen in 
der GO vorgesehen werden sollten, auch wenn sie selten sind. Das 
Bureau einigte sich in der Weise., dass der letzte Satz von Absatz 4: 
gestrichen und ein neuer Absatz 5 geschaffen werden soll. Der 
neue Absatz schliesst die Möglichkeit ein, Sitzungen zu anderen 
als den üblichen Zeiten einzuberufen, somit auch nachts. 
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· 4ntmg: .Der let~ Satz von Absatz 4 wird gesttlehea ·Enr·nE~uer 
Abaatz 5. $Oll J&uten' 

«Ausnahmsweise kann der Grosse Rat auch auf eine andere 
.. Stunde einberufen werden.1> 

. V erantwortlickkeit fflr Aeusserungeh 

§ 10. ~ Mitglied~r des Grossen Rates und des Regierungsrat~s 
sind für ihre Aeusserungen bei den Beratungen nur dem Grassen 
Rate selbst verantwortlich. 

Die Subkommission ist d~r Auffassung, § 10 erfordere eine 
Präzisierung. Und zwar soll k;lar zum Ausdruck kommen, dass · 
unter die Immunität die schriftlichen wie die mündlichen Aeusse~ 
rungen fallen sollen, die sowohl im Plenum als auch in Ratskom-

. missionen gemacht werden. Schon der Bericht dei! Grossratsbureaus 
. Nr. 5103 vom 25. März 1955 hielt fest: «Diese (die geltende) Be­

stimmung ist sinngemäss auch auf die Grossratskommission. aus­
zudehnen, da die Grossratskommissionen die Geschäfte des Gr6ssen 
Rates vorbereiten und das gleiche Interesse wie im Rat besteht, 
dass jedes Mitglied sich frei äusserh kann, ohne für die Aeusserun-. 
gen von Tatbest;änden, die es nicht genau überprüfen konnte, zur 
Rechenschaft gezogen zu werden. Dies ist auch von der Strafrechts­
wissenschaft anerkannt.» 

Antrag:§ 10 soll folgende neue Fassung.erhalten: 
<<Die Mitglieder des Grosseri Rates und des Regierungsrates 

sind für ihre mündlichen und schriftlichen Aeusserungen bei 
den Beratungen sowohl im Ratsplenuni als auch in den vom 
Grossen Rat ernannten Kommissionen nur dem Grossen Rat 
verantwortlich.» 

Oe ff e'flllickkeit 

§ u. Die Verhandlungen des Grossen. Rates sind öffentlich. 
(Verfassung§ 34'.) 

D0n Zuhörel'Jl ist eine Tribüne eingeräumt. 
Berichterstatter öffentlicher Blätter, die einen besonderen Plat~ .. 

zu erhalten wünschen, haben ein Gesuch an den Präsidenten·· 
richten. Einem solchen kann nur entsprochen werden, .wenn; 



Blätter sich bereit erklären, kurz gefasste Berichtigungen des 
Präsidenten oder von Votanten in ihren Spalten unentgeltlich 
aufzunehmen. Der Präsident kann .auch die Vervielfältigung der 
gestellten Anträge zu Randen der Presse anordnen. 

Jedes Parlament hat heutzutage zu bestimmen, wer die Kompe­
tenz zur Erteilung von Ton- und Bildaufnahmen im Ratssaal oder 
von der Tribüne aus inne hat. In Uebereinstimmung mit§ 19 der 
GO ist dies der Präsident. Eine Ergänzung des § 11 drängt sich auf. 
Unser Vorschlag geht dahin, die Lösung des Verfassungsrates zu 
übernehmen. 

Antrag: § 11 soll einen neuen Absatz 4 erhalten, der lauten soll: 
((Ton- und Bildaufnahmen im Ratssaal sind nur mit Zu­
stimmung des Präsidenten statthaft.i> 

Namensaufruf und Sitzungsversäumnisse 

§ 13. Die Mitglieder sind verpflichtet, allen Sitzungen beizu­
wohnen. 

Zu Beginn der Vormittags- und der Nachmittagssitzung, genau 
zu der für die Eröffnung der Sitzung festgesetzten Zeit, findet ein 
einmaliger Namensaufruf statt, und es werden die Namen sowohl 
der entschuldigt als der unentschuldigt Abwesenden im Protokoll 
vermerkt. Wer sich innerhalb einer Viertelstunde nach der zur 
Eröffnung festgesetzten Zeit bei der Kanzlei meldet, wird in die 
Präsenzliste eingetragen. 

Behufs Konstatierung der Anwesenheit während der Sitzung 
kann der Präsident jederzeit den Namensaufruf anordnen. Es soll 
dies jedenfalls immer dann geschehen, wenn die Zahl der Anwesen­
den unter die zur Beschlussfähigkeit erforderliche herabsinkt. 

Sehr eingehend wurde die Frage erörtert, ob eine neue Art des 
Appells eingeführt werden sollte. Auch die Zuschrift von L. Ber­
noulli empfiehlt den Uebergang zur vorgedruckten Präsenzliste, 
in die sich jedes Ratsmitglied selber einschreibt. Dadurch werde 
Zeit gewonnen und der Appell verliere seine <(Farce)). 

Die jetzige Form des Appells kann tatsächlich nicht mehr be­
friedigen. Bestenfalls ist im'' Moment des Namensaufrufes nach. 
Sitzungseröffnung die Hälfte der Mitglieder anwesend; die übrigen 
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·-.~,·l(im~ufe.einer.Vi~rtelst®de in dieanfgelep.~.~· 
De.r~1tpeJl.aelbstvohiehtsichin einer eher Unruhigen .At$~· .· 
lii&• ':tage hat 1lll$ ein Blick in die Praxis al'.lderer Ka.ntious;. · 

· parl&:iuente interessiert. Dabei wurde festgestellt, .. dass die n~h;. 
stehenien. K~tone folgende Regelung kennen: 

:&sei-Landschaft: Namensaufruf. 
~lothum: Die GO lisst das Prozedere .offen .. Seit einiger Zeit wef.. 

den Na.menssehilder verwendet, . die im Vorzimmer hängen 
und beim Betreten des Ratssaales in eine Urne geworfen wer~ 
den. Diese M~hooe hat au,ch den Vorteil1 dass ein Blick auf 
die Namentafel im Vorzmwier sofort die Absenzen erkennen 
lässt. Die Solothurner Ratsherren erklären sich von .der neuen 
Art t:Jes Appells befriedigt. 

Bern: Präsenzliste. 
Luzern: Präsenzliste. 

· St. Gallen: Präsenzliste. 
Zürich:· Prltsenzliste. 
Aargau.: Die GO lässt freie Wahl zwischen Namensaufruf und 

. Präsenzlisten'.DerRatpraktiziert seit langem das zweite Ver~ 
fahren; Es mrkulieren vier Präsenzlisten. 

Thurgau: Namensaufruf duroh den Sekretär. Der Präsident ver.:. 
liest die eingegangenen E,ntschuldigungen während .des Ap­
pells. 

Bund: Präsenzliste. 

Nach eingehender Diskiission hat sich gezeigt, dass die Nachteile 
bei der Bei~ha.ltung des. jetzigen Systems des Namensaufrufe& 
überwiegen. Das Bureau sieht die Lösung darin, dass die GO es 
offen lässt, welcher Art von Priseokontrolle .der Vorzu,g zu geben 
ist. Dies gibt dem Bureau die Möglichkeit, die eine und andere neu~ · 
Art auouprobieren. Wenn der Rat dieser flexiblen Lösung zu"' 
~t; kilJmte ein erster Versuch mit Präsenzlisten gemacht wer~· 
den. Belbstvemtlndlich qleibt die Möglichkeit zum Namensaufru« 
im :E.au{e der. Sitzung bestehen (§ lS; .4.bsatz 3). 

, im t§le~-Parappllen wird bestunmt. dass im Protokoll 
ge~ l{:ertlen muss, wer entsch:ul.digt uöd wer unmf/Jck.~ 



wese.11d ist. Seit einiger Zeit werden die abwesenden Ratsmitglieder 
im Protokoll generell als c<entschuldigtll aufgeführt. Es ist verständ­
lfoh, dass aus der Mitte des Rates oft auf diesen Unterschied zwi­
schen Gesetz und Praxis hingewiesen wird. Das Bureau erachtet 
die Gelegenheit der Teilrevision der GO für geeignet, auch hier 
klare Verhältnisse zu schaffen. Nach Auffassung des Bureaus sollen 
sich abwesende Mitglieder jeweils schriftlich beim Präsidenten 
entschuldigen, und zwar bis spätestens am Schlusse des Sitzungs­
tages. Das Protokoll wird damit die entschuldigten von den un­
entschuldigten Absenzen wieder trennen. Das Bureau sieht in dieser 
Bestimmung die Möglichkeit, dem Absatz 1 des. § 13 die seiner 
Bedeutung entsprechende Beachtung zu schenken. Das Ratsmit­
glied soll sich seiner Verantwortung gegenüber dem Souverän 
gerade auch hier bewusst sein. Dass diese Auffassung im Rat selber 
auch geteilt wird, mag die Tatsache beweisen, dass sich eine Reihe 
von Ratsmitgliedern schon jetzt bei jeder Absenz schriftlich ent­
schuldigen. Schliesslich.benützt das Bureau die Gelegenheit, die 
ersten Worte des 3. Absatzes des § 13 in eine zeitgemässere Sprache 
zu bringen. 

Antrag: Der§ 13 soll folgenden neuen Wortlaut erhalten: 
{(Anwesenheit und Sitzungsversäumnisse. Die Mitglieder sind 
irerpflichtet, allen Sitzungen beizuwohnen. 

Das Bureau stellt zuhanden des Protokolls die anwesenden 
und abwesenden Mitglieder fest und merkt vor, welche Mit­
glieder unentschuldigt der Sitzung fernbleiben. 

Wer sich innerhalb einer Viertelstunde nach der zur Er­
öffnung festgesetzten Zeit meldet, gilt als anwesend und wird 
in die Präsenzliste eingetragen.Wer an der Sitzung nicht teil­
nehmen kann, hat sich schriftlich bis spätestens am Schluss 
des Sitzungstages beim Präsidenten zu entschuldigen. 

Zur Feststellung der Anwesenheit während der „.)) 

Sitzungsgeld 

§ 15. Die Mitglieder erhalten für jeden halben Sitzungstag, an 
dem sie dem Grassen Rat beiwohnen, zwanzig Franken. Die Ent-
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schädigung für die Sekretäre beträgt für jeden halben Sitzungstag 
für den I. Sekretär vierzig, für den II. Sekretär dreissig Franken. 
Der Statthalter erhält für den halben Sitzungstag vierzig, der Prä­
sident fünfzig Franken. 

Kein Sitzungsgeld erhalten diejenigen Mitglieder, die beim 
Namensaufruf nicht anwesend sind und nicht innert einer Viertel­
stunde nach Beginn der Sitzung sich bei der Kanzlei melden, sowie 
diejenigen, welche bei einem weitem Namensaufruf fehlen. 

Die Neuerung in§ 13 bedingt eine Anpassung des Absatzes 2 von 
§ 15. 

Antrag: Absatz 2 erhält folgenden Wortlaut: 
«Kein Sitzungsgeld erhalten die Mitglieder, die bei der 

Feststellung der Präsenz abwesend sind, sowie diejenigen, 
welche bei einem Namensaufruf im Laufe der Sitzung fehlen.)) 

Präsident 

§ 19. Der Präsident, oder wenn dieser verhindert ist, der Statt­
halter, leitet die Geschäfte und Verhandlungen; er wacht über die 
genaue Befolgung der Geschäftsordnung, sowie über die Hand­
habung der äusseren und inneren Ordnung und die Wahrung des 
parlamentarischen Anstandes. 

Wenn Präsident oder Statthalter an der Sitzung nicht teil­
nehmen können, so wird einer der Beisitzer oder, wenn auch diese 
verhindert sind, ein sonstiges Mitglied auf Vorschlag des Vor­
sitzenden· zum Statthalter ernannt. 

Die geltende GO legt fest, dass Stellvertreter zu Präsidenten 
und Statthalter ((ernannt» werden. Wie die Ernennung zu erfolgen 
hat - ob durch das Bureau oder durch den Rat -, wird nicht be­
stimmt. Auch fehlt eine klare Bestimmung, wer im äussersten Not­
fall-wenn Präsident und Statthalter fehlen - die Sitzung zu eröff­
nen und die Wahl der Stellvertreter vorzunehmen hat. Die Sub­
kommission macht deshalb den Vorschlag, den § 19 wie folgt zu 
präzisieren : 

Antrag: § 19 soll inskünftig lauten: 
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tender Tagespräsident leitet die Geschäfte und Verhandlungen; 
er wacht ... 

Wenn Präsident oder Statthalter an der Sitzung nicht teil­
nehmen können, so wählt der Grosse Rat auf Vorschlag des 
Vorsitzenden einen der Beisitzer, oder wenn auch diese ver­
hindert sind, ein sonstiges Mitglied zum Statthalter. 

Wenn Präsident und Statthalter an der Sitzung nicht teil­
nehmen können, sind unter der Leitung des ältesten Mitglie­
des der Vorsitzende und dessen Stellvertreter aus den Bei­
sitzern, oder, wenn auch diese verhindert sind, aus den Mit­
gliedern des Rates für die Dauer der Sitzung zu bezeichnen.)) 

Protokollfilhrung 

§ 23. Die Protokollführung des Grossen Rates wird unter Auf­
sicht des Grossratspräsidenten von zwei Sekretären besorgt. 

Der I. Sekretär, oder wenn dieser verhindert ist, der II. Sekretär, 
führt das Protokoll. Dieses soll enthalten: Die Gegenstände der 
Verhandlung, die zur Abstimmung kommenden Anträge, die Be­
schlüsse darüber und, sobald individuelle Stimmenzählung vorge­
nommen wird, die Anzahl und bei Namensaufruf die Namen der 
Stimmenden. 

Das Protokoll liegt im Konzept vom zweiten bis zum fünften 
Tage nach jeder Sitzung beim Beamten für die Kanzleigeschäfte 
des Grossen Rates zur Einsichtnahme auf. Er nimmt etwaige 
Wünsche für Berichtigungen entgegen; darauf wird es dem Prä­
sidenten zur Genehmigung vorgelegt. Falls dieser mit den Berich­
tigungen nicht einverstanden ist, entscheidet der Rat in der näch­
sten Sitzung. Nach der Genehmigung wird das Protokoll gedruckt 
und den Mitgliedern zugestellt. 

Seit langem liegt dem zweiten Sekretär des Rates die Pflicht ob, 
das Beschlussprotokoll für den Regierungsrat zu erstellen. Dies soll 
nunmehr in der GO ausdrücklich erwähnt werden. Im weiteren 
prüfte die Subkommission die Frage, wer als stellvertretende Se­
kretäre zugezogen werden soll, wenn der I. oder II. Sekretär ver­
hindert sind, an der Sitzung teilzunehmen bzw. das Protokoll zu 
führen. Das Bureau ist im Prinzip der Auffassung, dass den Ideen 
der Schöpfer der geltenden GO weiter nachgelebt werden soll und 
in erster Linie Ratsmitglieder mit der Führung der Protokolle be-
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auftragt werden sollen, weil der ebenfalls fachkundige und für die 
Protokollführung geeignete Registrator jederzeit dem Präsidenten 
und den Ratsmitgliedern zur Verfügung stehen muss. In Aus­
nahmefällen von kurzer Dauer hat das Bureau nichts dagegen ein­
zuwenden, wenn auch Beamte der Staatskanzlei eines der beiden 
Protokolle führen. 

Antrag: Absatz 1 bleibt unverändert. 
In Absatz 2 wird das Wort «Protokolh durch <cGrossrats-

protokolb ersetzt. 
Absatz 3 bleibt unverändert. 
Der neue Absatz 4 erhält folgenden Wortlaut: 
((Der II. Sekretär, oder falls dieser den I. Sekretär ersetzen 

muss, sein Stellvertreter, führt ein Beschlussprotokoll zu 
Handen des Regierungsrates.)) 

Der neue Absatz 5 soll lauten: 
ccBei Abwesenheit eines der Sekretäre bestimmt der Grosse 

Rat für die betreffende Sitzung einen Stellvertreter.)) 

Stenogramm 

§ 24. In aussergewöhnlichen Fällen kann der Grosse Rat bei 
Festsetzung der Tagesordnung für die nächste Sitzung die steno­
graphische Aufnahme einzelner Verhandlungen beschliessen. 

Ein erforderlichenfalls vom Bureau zu erlassendes Reglement 
wird das Nähere hierüber festsetzen. 

Auf Grund verschiedener Diskussionen inner- wie ausserhalb des 
Bureaus schlagen wir vor, auch die Tonbandaufnahme als Möglich­
keit einer Wiedergabe von Verhandlungen in die GO aufzunehmen. 
Entsprechend· muss dann auch der Titel dieses Paragraphen ge­
ändert werden. 

Antrag: Der § 24 soll inskünftig lauten: 
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dn aussergewöhnlichen Fällen kann der Grosse Rat bei 
Festsetzung der Tagesordnung für die nächste Sitzung die 
Ton- oder stenographische Aufnahme einzelner Verhandluu-. 
gen heschliessen.J> 



Der Titel des § 24 wird abgeändert in c<Ausführliche Wieder­
gabe von Verhandlungen)). 

Ständige Grossratslcommissionen 

§ 32. Ständige Grossratskommissionen sind: 
1. die Wahlprüfungskommission 
2. die Rechnungskommission 
3. die Prüfungskommission 
4. die Petitionskommission 

Diese Kommissionen und ihre Präsidenten werden vom Grossen 
Rate jeweils nach seiner Konstituierung aus seiner Mitte für die 
laufende Amtsperiode gewählt. Ihre Wahl kann dem Bureau über­
tragen werden. 

Auch wenn die Begnadigungskommission durch ein besonderes 
Gesetz über Strafvollzug und Begnadigung vorgeschrieben ist, 
gilt sie doch als ständige Grossratskonunission. Wir halten für 
richtig, dies in § 32 der GO zum Ausdruck zu bringen. Ebenso muss 
dann in Absatz 2 darauf hingewiesen werden, dass die Begnadi­
gungskommission nur durch das Ratsplenum gewählt werden kann, 
wie dies das schon genannte Gesetz in § 16 verlangt. 

Antra,g: ~bsatz 1 erhält den Zusatz: 
cc5. die Begnadigungskommission (laut Gesetz über Straf­

vollzug und Begnadigung). i> 

Absatz 2 erhält folgende neue Fassung: 
((Diese Kommissionen und ihre Präsidenten werden vom 

Grossen Rat jeweils nach seiner Konstituierung aus seiner 
Mitte für die laufende Amtsperiode gewählt. Ihre Wahl kann 
- mit Ausnahme der Begnadigungskommission - dem Bureau 
übertragen werden.)> 

Verfahren in den Kommissionen 

§ 38. Die Kommissionen haben die Wünsche der Mitglieder des 
Grossen Rates entgegenzunehmen imd sollen in wichtigen und nicht 
dringenden Fällen zu deren Eingabe einladen. Eine solche Einla­
dung kann, wenn es die Kommission als zweckmässig erachtet, 
auch an die Bürgerschaft erlassen werden. 
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Die Kommissionen sollen dem oder den Referenten des Regie­
rungsrates Gelegenheit geben, sich in ihrer Mitte über die Regie­
rungsvorlage resp. das der Kommission überwiesene Geschäft aus­
zusprechen. Die Kommissionen sind berechtigt, zur Vorberatung 
einzelner Fragen Subkommissionen zu bestellen. 

Jede Kommission ist berechtigt, beim Regierungsrate, von den 
einzelnen Departementsvorstehern und, unter Anzeige an diese 
von ihren Verwaltungsabteilungen, nähere Aufschlüsse einzuholen 
und Ergänzung der Akten zu verlangen. 

Ebenso kann sie zur Abklärung von Verhältnissen, deren Be­
urteilung besondere Fachkenntnisse erfordern, durch Vermittlung 
des Regierungsrates das schriftliche oder mündliche Gutachten von 
Sachverständigen einholen. 

Die Subkommission empfiehlt, die wichtigsten Bestimmungen 
über Kommissionsreisen, wie sie vom Bureau im Jahre 1960 nach 
Rücksprache mit den Fraktionen erlassen worden sind, als neuen 
Absatz 5 zu § 38 aufzunehmen. 

Antrag: Der neue Absatz 5 soll lauten: 
<<Wenn keine anderen Möglichkeiten der Orientierung be­

stehen,könnenKommissionen auch Studienreisen unternehmen. 
Bevor ein Beschluss über eine Studienreise erfolgt, hat sich die 
betreffende Kommission ein summarisches Budget der ge­
planten .Reise vorlegen zu lassen. Dieses ist auch dem Bureau 
des Grossen Rates zur Kenntnis zu bringen. Vor der defini­
tiven Fixierung der Daten von Kommissionsreisen ist der 
Ratspräsident zu benachrichtigen.JJ 

Allgemeine Bestimmttngen für alle Kommissionen 

§ 39. Die Amtsdauer sämtlicher Kommissionen erlischt mit der­
jenigen des Grossen Rates. 

Ersatzwahlen in die Kommissionen gelten für den Rest der Amts~ 
dauer und sind mit möglichster Beförderung durch das Bureau zu 
treffen. 

Die Kommissionen sind beschlussfähig, sobald die absolute 
Mehrheit der Mitglieder der Sitzung beiwohnt. 

Der Präsident stimmt mit und hat bei Stimmengleichheit den 
Stichentscheid. 
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Alle Kommissionen sind berechtigt, für einzelne Geschäfte Ge­
heimhaltung zu beschliessen. 

Besteht für Verwaltungsangelegenheiten, worüber eine Kom­
mission von der zuständigen Amtsstelle Auskunft verlangt, eine 
besondere gesetzliche Pflicht zur Verschwiegenheit, so sind auch 
die Mitglieder der Kommission dieser Pflicht unterworfen; sie 
haben jedoch das in § 1 des Steuergesetzes vorgeschriebene Hand­
gelübde nicht abzulegen. 

Nicht immer erfolgt die Einladung zu Kommissionssitzungen 
unter Angabe der zu behandelnden Traktanden. Das Bureau hält 
dafür, dass hier eine einheitliche Vorschrift aufgenommen wird, 
um dem einzelnen Mitglied zu erlauben, sich auf den betreffenden 
Fragenkomplex vorzubereiten. Je grösser der Aufgabenkreis einer 
Kommission ist, desto gebieterischer stellt sich die Bedeutung 
unserer neuen Vorschrift. 

Eine weitere Frage im Zusammenhang mit § 39 ist sodann die, 
ob beim Zurückkommen auf einen Beschluss innerhalb der Kom­
mission ebenfalls - wie im Ratsplenum (§ 75 der GO) - ein Zwei­
drittelmehr erforderlich ist. Bei Behandlung der Anträge der 
Subkommission im Bureau lag in dieser Angelegenheit übrigens 
ein Anzug Dr. W. Wenk vor - am 11. Oktober 1962 dem Bureau 
überwiesen -, der folgenden Wortlaut hat: 

«In verschiedenen Kommissionen des Grossen Rates wurde die Wie­
dererwägung von Kommissionsbeschlüssen gelegentlich mit einfa­
chem Mehr, in anderen Fällen mit Zweidrittelmehrheit beschlossen. 

Das Bureau des Grossen Rates wird ersucht, diese Frage zu 
prüfen und dem Grossen Rate eine Ergänzung seines ·Geschäfts­
reglementes vorzuschlagen .l> 

Der Anzug hat seine volle Berechtigung, weil mit ihm eine wei­
tere Unklarheit beseitigt werden kann. 

Ein Blick in die Geschäftsordnung der schon genannten Kantone 
und der eidgenössischen Räte hat ergeben, dass nirgends für Rück­
kommensanträge - sowohl im Plenum als auch in Kommissionen -
ein Quorum vorgeschrieben ist. Die jetzige Bestimmung in Basel­
Stadt {§ 75) steht demnach allein. Wir glauben aber festhalten zu 
dürfen, dass sie sich bewährt hat und von keiner Seite in letzter 
Zeit zur Diskussion gestellt worden ist. 
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Das Bureau hält deshalb dafür, es sei die Bestimmung von§ 75 
-auch für die Beratungin den Kommissionen zu übernehmen. Dies 
dürfte zu keiner Erschwerung führen, da in den Kommissionen 
Wiedererwägungs- und Rückkommensanträge bei einleuchtender 
Begründung sehr wohl entgegengenommen werden dürften. 

Mit diesem Antrag soll gleichzeitig der Anzug Dr. W. Wenk als 
erledigt erklärt. werden. 

Antrag: Ein neuer Absatz 3 soll wie folgt lauten: 
(<Die Kommissionsmitglieder werden durch ihren Präsidenten 

unter Angabe der zu behandelnden Traktanden eingeladen.)) 
Dem neuen Absatz 4 (bisher Absatz 3) soll folgender Satz 

beigefügt werden: 
«Für das Zurückkommen auf einen gefassten Beschluss sind 

zwei Drittel der Stimmen erforderlich.H 

Als letzter Absatz soll neu angefügt werden: 

«Vorbehalten bleiben für die Begnadigungskommission die 
besonderen Bestimmungen des Gesetzes über Strafvollzug und 
Begnadigtmg.>) 

§ 40. Sekretariat der Kommissionen 

Die geltende GO bestimmt, dass das Sekretariat der Kommis­
sionen entweder einem Kommissionsmitglied oder einem der beiden 
Sekretäre des Rates zu übertragen ist. Die Subkommission hat 
die Frage geprüft, ob es nicht zweckmässig wäre, für diese Pro­
tokollführung auch Beamte der Staatskanzlei beizuziehen, wie dies 
vereinzelt in letzter Zeit erfolgt war. Die Subkommission gelangt 
zum Schluss, dass die Beachtung der geltenden Vorschrift genügt. 
Die Subkommission hat in diesem Zusammenhang festgestellt, dass 
von der Mögiichkeit, notfalls die Ratssekretäre für die Protokoll­
führung beizuziehen, in letzter Zeit aus unbekannten Gründen 
kein Gebrauch mehr gemacht worden ist. Wenn es früher Rats­
sekretäre gab, die in fünf und mehr Kommissionen zugleich das 
Protokoll führten, so wurde der jetzige erste Sekretär in seiner 
achtjährigen Amtsdauer bloss ein einziges Mal beigezogen und 
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der zweite Sekretär überhaupt nie. Es scheint, dass dieser § 40 
der GO ganz einfach in Vergessenheit geraten ist. In denaller­
meisten Fällen aber wird sich keine Schwierigkeit bieten, an der 
ersten Kommissionssitzung einen Protokollführer aus der Kom­
mission selber zu bestimmen. Im allgemeinen - Ausnahmen bestä­
tigen nur die Regel- hat sich die Usanz eingespielt, dass Präsident 
und Sekretär verschiedenen Fraktionen angehörten. 

Das Bureau bringt diese seine Auffassung dem Rat zur Kenntnis; 
eine Antragstellung erübrigt sich. 

§ 44a. Motivierte Tagesordnung 

Es wird im Rat allgemein als Lücke empfunden, dass die Ein­
richtung der ((Motivierten Tagesordnung)> in der geltenden GO in 
keiner Weise erwähnt ist. Seit Jahren hat sich etwa folgende 
Usanz herausgebildet: Eine ccMotivierte Tagesordnung)) ist als neues 
Geschäft vor oder während der Sitzung, in den meisten Fällen im 
Anschluss an eine Interpellation eingereicht worden. Die Ein­
reichung nach Genehmigung der Tagesordnung bedingt für die 
Zulassung auf die Tagesordnung eine Zweidrittelmehrheit. Darauf 
konnte der Präsident oder der Antragsteller vorschlagen, unter 
welcher Nummer im Geschäftsverzeichnis die ccMotivierte Tages~ 
ordnung>J zu behandeln sei. Um den Fraktionen Zeit zur Stellung­
nahme zu lassen, wurde das Geschäft materiell nicht immer sofort 
behandelt: Das Bureau geht mit der Subkommission einig, dass 
sich die Aufnahme von Bestimmungen nicht umgehen lässt. Es er­
scheint zweckmässig, den Bestimmungen über die ccMotivierte 
Tagesordnungii die neue Paragraphenziffer 44 a zu geben. Durch 
diesen eigenen Paragraphen gewinnt die GO an Uebersichtlichkeit. 

In seiner Eingabe an die Subkommission gibt das Ratsmitglied 
Prof. Dr. A. Gasser zu überlegen, ob bei der Einbringung einer ((Moti­
vierten Tagesordnung)) nicht mündliche Begründung und Diskus­
sion ausgeschaltet werden könnten, um eine würdige Kundgebung 
herbeizuführen oder dass es für eine solche Diskussion einer 
Zweidrittelmehrheit bedürfe. Subkommission und Bureau möch­
ten von einer solchen Einengung der Wortbegehren Abstand neh-



men. Wenn der Rat die Zulassung einer «Motivierten Tagesordnungi1 
beschlossen hat, muss er die Behandlung derselben wie ein anderes 
Geschäft zulassen. Vorbehalten bleiben nur die in § 16 der gelten­
den GO genannten Abweichungen von der GO. Der Rat hat es 
demzufolge auch jetzt schon in der Hand, für einzelne Fälle mit 
zwei Dritteln der Stimmen eine Abweichung von der GO vorzu­
nehmen, allerdings nicht in bezug auf Wahlen und Abstimmungen. 

Antrag: Ein neu zu schaffender§ 44a soll wie folgt lauten: 
<<Jedes Mitglied des Grossen Rates ist berechtigt, eine Stel­

lungnahme des Grossen Rates in Form einer «Motivierten 
Tagesordnung)) zu beantragen. 

Der Antrag ist schriftlich einzureichen und hat den vor­
geschlagenen Wortlaut der Tagesordnung zu enthalten. 

Der Antrag wird als besonderes Geschäft behandelt. Zu sei­
ner Aufnahme auf die Tagesordnung bedarf es einer Zwei­
drittelmehrheit. Beschliesst der Rat die Aufnahme der Mo­
tivierten Tagesordnung, so entscheidet er anschliessend, an 
welcher Stelle der Tagesordnung das Geschäft zu behandeln ist.ii 

§ 47. Abbitten von Beamten oder Mitgliedern von Behörden, die 
von der Gesamtheit der Stimmberechtigten oder durch den Grossen 
Rat gewählt worden sind, ebenso Abbitten von Mitgliedern der 
Gewerblichen Schiedsgerichte und der Einzelrichter und der Er­
satzrichter in den Landgemeinden sind in schriftlicher Form an den 
Präsidenten des Grossen Rates zu richten. 

Nachdem die Abbitte vom Präsidenten zur Behandlung durch 
den Grossen Rat auf die Traktandenliste gesetzt ist, bei Abbitten 
von Mitgliedern des Grossen Rates jedoch schon, nachdem der 
Präsident das Rücktrittsschreiben zur Feststellung des Nach­
rückenden gemäss § 57 des Gesetzes betreffend Wahlen und Ab­
stimmungen vorn 9. März 1911 (in der Fassung vom 6. Januar 
1953) an den Regierungsrat weitergeleitet hat, ist der erklärte 
Rücktritt nicht mehr widerruflich. 

Abbitten sind auf die Traktandenliste der nächsten Sitzung des 
Grossen Rates zu setzen. 

In der Praxis hat sich die Frage gestellt, ob zurücktretende Mit­
glieder von Grossratskommissionen durch das Bureau - auf Vor-
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schlag der betreffenden Fraktion hin - sofort er,setzt werden kön­
nen oder ob der Grosse Rat vom Rücktritt an der nächstfolgenden 
Sitzung zuerst Kenntnis nehmen und alsdann bestimmen muss, ob 
er die Ersatzwahl selber vornehmen oder dem Bureau übertragen 
will. Die Subkommission teilt - in Anlehnung an § 37 der GO -
den zweiten Standpunkt. Das Bureau hält aber für wünschens­
wert, dass zur Schaffung völliger Klarheit in Absatz 1 von § 47 
die Worte << „. Abbitten von Mitgliedern von Grossratskommis­
sionen „.)) eingeschaltet werden. 

Antrag: Der erste Absatz von§ 47 soll folgenden Wortlaut erhalten: 
<<Abbitten von Beamten oder Mitgliedern von Behörden, die 

von der Gesamtheit der Stimmberechtigten oder durch den 
Grossen Rat gewählt worden sind, Abbitten von Mitgliedern 
von Grossratskommissionen, der Gewerblichen Schiedsgerichte 
und der Einzelrichter und der Ersatzrichter in den Landge­
meinden sind in schriftlicher Form an den Präsidenten des 
Grossen Rates zu richten.)) 

V odagen des Regierungsrates 

§ 48. Die Vorlagen des Regierungsrates werden nicht in der 
gleichen Sitzung, in der sie eingegeben werden, behandelt; sie 
werden zur Kanzlei gelegt, um in einer folgenden Sitzung in Bera­
tung gezogen zu werden, sofern der Rat nicht beschliesst, sie ohne 
Eintretensdebatte sofort einer Kommission zu überweisen. 

Anträge auf Erteilung des Bürgerrechts und Gegenstände, die 
zu nochmaliger Beratung zurückgewiesen waren, werden, wenn der 
Grosse Rat nichts anderes darüber beschliesst, in der Sitzung, in 
der sie eingegeben wurden, materiell behandelt. 

Die Vorlagen des Regierungsrates können, sobald sie zur Be­
handlung durch den Präsidenten des Grossen Rates auf dessen 
Traktandenliste gesetzt sind, ohne Zustimmung des Grossen Rates 
vom Regierungsrat nicht mehr zurückgezogen werden. 

Das Bureau schlägt vor, den sprachlichen Ausdruck in Absatz 1 
zu verbessern und zu vereinfachen. 

Antrag: Abs. 1 soll folgenden Wortlaut erhalten: <<Die Vorlagen des 
Regierungsrates werden in der Sitzung, in der sie eingegeben 
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. werden, zur. Kanzlei gelegt, um in einer folgenden Sittung 
in Bera.tung gezogen zu werden, sofern der Rat nicht h~ 
imhließt, &ie ohne Eintretensdeba.tte einer Kommission zt1 

uh~tweisen.» 

~ 49. Budget 

Das Bureau prüfte die Frage, oh die . Fristen zur Einreichung 
und Beha.ndlung des Budgets geändert werden sollen, damit sie 
mit der Wirklichkeit in Uebereinstimmung kommen. Wenn die 
81,lbkommission zur Auffassung gelangte, es sei von. einer Ae11de­
rung abzusehen, so im Bewusstsein, dass auch neue Fristen un ~ 
beachtet bleiben bzw. nicht eingehalten werden könnten. Das 
Bureau beschränkt· sich deshalb darauf, den traditio~ell gewor- · 
denen Appell der Rechnungskommission auf rechtzeitige Eingabe 
des Budgets an die Legislative auch an dieser StellE'. zu wiederholen. 
Eine Aenderung in Gliederung und Ulll:fang des Budgets braucht 
nicht über die Geschäftsordnung beschlossen zu werden. 

· Anzüge 

§ öö. Anträge und EntWürfe zu Gesetzen und Grossratsbeschliis­
sen (Verfassung§ 38), sowie andere Vorschläge, welche Behandlung 
und Beschlussnahme. betreffend einen neuen, nicht schon ohnedies 
vorliegenden Gegenstand bezwecken, können von jedem Mitgliede 
des Grossen Rates mit oder ohne schriftliche Begründung eingereicht 
werden; sie sind dem Präsidenten vor der Sitzung schriftlich .mit 
l.Jnterschrift einzugeben. Dieser teilt sie. vor Fe~tsetzung . der Ta-
gesordnung dem Rate mit. . 

Sofern nicht Dringlichkeit beschlossen wird, wird der· Anzug 
zur Behandlung in einer folgenden. Sitzung ZUJ Kanzlei gelegt.· 

Bei der Behandlung eines Anzuges ~ Grossen ,Rate hat zuerst 
der Anzugsteller seinen Antrag zu begründen, falls nicht schriftliche 
Begründung vorli~; hierauf hat der Regi gsrat sich zu er.: 
klären, ob er eine Prüfung. des Anzuges vo · en wolle. E.rldärt. 
die Regierung' mit.der Ueberweisung des Anzuges zur Prüfung ein· 
verstanden zu sein, so ist anzufragen, ob jemand Abändernng des 
Anzuges oder Ueberweisung an eine Grossratskommission oder Ab­
lehnnpg beantrage; ist dies nicht der Fall, so gilt der· Anzug ohne 
Di.skussion als zur Prüfung überwie&en. 



Das Bureau hält dafür, dass die Worte cc\ror Festsetzung der 
Tagesordnung)) im letzten Satz von Absatz 1 gestrichen werden, 
weil die vor der Sitzung neu eingegangenen Anzüge in der Praxis 
seit langer Zeit immer nach Genehmigung der Tagesordnung dem 
Rat zur Kenntnis gebracht werden, und zwar unter dem Traktan­
dum ccEntgegennahme der neuen Geschäfte)). 

Im bisherigen Absatz 3 soll das Wort «sieb in der 3. Zeile ge­
strichen werden, da es überflüssig ist. 

Das Bureau schlägt sodann vor, in einem neuen Absatz 3 das 
Prozedere auch für die während der Sitzungen eingebrachten An­
züge festzulegen. Dabei wird auf die bisherige Praxis abgestellt. 
Neu ist lediglich der Vorschlag, dass die während der Sitzung ein­
gebrachten Anzüge nicht mehr dem Präsidenten, sondern dem Statt­
halter übergeben werden sollen. Damit wird eine Entlastung des 
Präsidenten angestrebt, wie sie auch von Ratsmitglied E. Matter zu 
§ 67 angeregt worden ist. 

Antrag: In Absatz 1 werden im letzten Satz die Worte ccvor Fest­
setzung der Tagesordnung)) gestrichen. 

In Absatz 3 (neu Absatz 4) wird in Zeile 3 das Wort ccsichi> 
gestrichen. 

Als neuer Absatz 3 ist einzufügen: 
ccWährend der Ratssitzungen sind Anzüge dem Statthalter 

zuhanden des Prasidenten einzugeben. Diese Anzüge werden, 
sofern nicht Dringlichkeit beschlossen wird, erst in der näch­
sten Sitzung zur Kanzlei gelegt.)> 

Interpellationen 

§ 58. Jedes Mitglied des Grossen Rates hat das Recht, über jeden 
die öffentliche Verwaltung des Kantons und der Einwohnerge­
meinde betreffenden Gegenstand von der Regierung Auskunft zu 
verlangen. 

Der Wortlaut von Interpellationen, die für eine bestimmte 
Sitzung angemeldet werden, muss spätestens vor Beginn dieser 
Sitzung dem Präsidenten eingereicht werden. Der Interpellant er­
hält das Wort zur Begründtmg der Interpellation zu Beginn der 
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Sitzµng vor Festsetzung der Tagesord~ung. Der Präsident überlässt 
es dem Regierungsrate, o_b er sofort oder erst im Laufe der Sitzung 
antworten und welchem Mitgliede er die Beantwortung' übertragen 
will. Eine Diskussion findet nur statt, wenn es vom Rate beschlos-
sen wird. , 

Nach der Beantwortung der Interpellation kann der Interpellant 
erklären, ob er durch die erhaltene Auskunft befriedigt ist oder 
nicht; in diesem Fall hat auch der Vertreter des Regierungsrates 
das Recht auf ein zweites Votum. Für die Erklärung des Inter­
pellanten wie für ein allfälliges zweites Votum des Vertreters des 
Regierungsrates ist die Redezeit auf fünf Minuten beschränkt. fat 
der Interpellant nicht befriedigt, so kann er sein Anliegen sofort 
in Form,eines Anzuges eingeben und hiefür dringliche Behandlung 
in der gleichen Sitzung verlangen. Diese kann mit zwei Dritteln 
der Stimmen beschlossen werden. 

Das Bureau gibt zu Protokoll, dass in Uebereinstimmung mit 
früheren Diskussionen eine Interpellation nicht als «Geschäft» zu 
betrachten und zu behandeln ist. Die Interpellation ist ein Be­
gehren um Auskunft, dem keine materielle Beschlussfassung folgen 
kann. Nur der Interpellant selber soll das Recht haben, im Ansc!tluss 
an die Interpellation einen Anzug einzugeben und dafür dringliche 
Behandlung zu verlangen. Um,diese Bestimmung klarer zu fassen, 
schlägt das Bureau vor, es seien andere Anträge als solche für oder 
, gegen die dringliche Behandlung des Anzuges nicht gestattet. 

Recht eingehend befasste sich das Bureau mit den unerfreulichen 
Nebenerscheinungen des jetzigen Interpellationsrechts. Seit Jah­
ren wird dem Rat und den Fraktionen in dieser und jener Form 
nahegelegt; vom Interpellationsrooht weise Gebrauch zu machen. 

, Vieles könnte durch direkte Gespräche mit Departementsvorstehern 
abgeklärt werden. Soweit wir andere Geschäftsordnungen zu Rate 
zogen, ist Basel-Stadt der einzige Kanton, in dem Interpellationen, 
gleich welcher Tragweite und Bedeutung stets wr der AufnahiQ.e 
der ,Beratung der in der Tagesordnung vorgeschlagenen Geschäfte 
behandelt werden. So kommt es oft vor, dass mit der eigentlichen 
Traktandenliste erst am späten Vormittag begonnen werden kann 
und noch ein Teil der Nachmittagssitzung zur Beantwortung der 
Interpellationen verwendet werden muss. Die Reaktion des Rates , 
auf.. zu viele Interpellationen und zu ausführliche Begrfuldungen 
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ist oft ein Weggehen aus dem Ratssaal. Ein gewisses Unbehagen 
ist auch dann festzustellen, wenn die Beantwortung der Inter­
pellationen viel zu lange ist und weit über die eigentliche Bedeu­
tung einer Auskunftserteilung hinausgeht. Aus all diesen Gründen 
wird beantragt, die Rededauer bei der Begründung wie bei der 
Beantwortung auf je 15 Minuten zu beschränken. Eine analoge 
zeitliche Beschränkung zwischen 15 und 30 Minuten kennen die 
von uns .konsultierten Reglemente der Kantone Solothurn, Bern, 
St. Gallen und Zürich. Der Nationalrat beschränkt die Redezeit 
für die Begründung ebenfalls (20 Minuten). 

Dem Rat soll aber das Recht zustehen, die Rededauer verlängern 
zu können. 

Das Bureau ist sich bewusst, mit diesem Vorschlag eine einschnei­
dende Neuerung zu beantragen. Wir glauben jedoch, damit unse­
rem parlamentarischen Leben einen Dienst zu erweisen. Das Bureau 
hat auch andere Möglichkeiten erwogen, so die Befristung für die 
Einreichung einer Interpellation oder ein Abrücken von der bis­
herigen Praxis der Behandlung der Interpellationen vor der In­
angriffnahme der eigentlichen Traktandenliste. Schliesslich wurde 
aber der Beschränkung der Rededauer der Vorzug gegeben. Wir wür­
den die anderen Aenderungen als viel einschneidender betrachten. 

Findet der Vorschlag des Bureaus Annahme, so kann die Be­
handlung der Interpellationen weiterhin am Anfang der Sitzungen· 
stattfinden. Andernfalls dürfte sich früher oder später ein Verfah­
ren aufdrängen, das sich demjenigen in den anderen Kantons­
parlamenten nähert, wo die Behandlung der Interpellationen 
später erfolgt oder nur mit einem Quorum in der ersten Sitzung 
nach Einreichung der Interpellation. Nach Auffassung des Bureaus 
handelt es sich bei der Neuerung nicht etwa um eine Beschrän­
kung der Redefreiheit - die Antwort des Interpellanten auf die 
Auskunft des Regierungsrates ist schon jetzt auf 5 Minuten be­
schränkt -, sondern ganz allgemein um eine Aufwertung der In­
stitution der Interpellation. 

Im Zusammenhang mit § 58 hat das Bureau auch eine Eingabe 
H, Kreis und Kons. vom 14. Juni 1962 in Beratung gezogen, die 
folgenden Wortlaut hat: 
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c(Es kommt immer wieder vor, dass infolge Absenzen einzelner 
Mitglieder des Regierungsrates auf der Tagesordnung einer Sitzung 
des Grossen Rates stehende Geschäfte nicht oder nur mit Verspä­
tung erledigt werden können. Dieser Zustand verhindert in man­
ohen Fällen eine speditive Behandlung der parlamentarischen Auf­
gaben. Das Bureau des Grossen Rates wird deshalb ersucht, zu 
prüfen und zu berichten, ob nicht durch eine Ergänzung der Ge­
schäftsordnung des Grossen Rates vorgeschrieben werden sollte, 
dass für sämtliche auf der Tagesordnung figurierenden Vorlagen der 
zuständige Regierungsrat oder ein in der Materie instruierter 
Stellvertreter während der ganzen Sitzungsdauer anwesend ist,)) 

Nachdem § 29 der GO bestimmt, dass der Regierungsrat zur 
Vertretung seiner Vorlagen im Grossen Rat und in den Kommis­
sionen für die erforderliche Berichterstattung aus seiner Mitte zu 
sorgen hat, kann sich der Wunsch der Antragsteller wohl nur noch 
auf § 58 der GO beziehen. Es ist in der Tat stossend, wenn eine 
wichtige Interpellation zufolge Abwesenheit des Departements­
vorstehers und seines Stellvertreters nicht fristgerecht behandelt 
werden kann, oder wenn von Regierungsseite darauf verzichtet 
wird, die nähere Begründung anzuhören. Ein neuer Zusatz will 
dem gestellten Begehren Rechnung tragen. 

Die Erfordernis der Anwesenheit des Departementsvorstehers 
oder seines Stellvertreters kann es nach sich ziehen, dass eine 
Interpellation nicht sofort oder nicht mehr in der gleichen Sitzung 
beantwortet werden kann. Aus diesem Grunde schlägt das Bureau 
vor, dass Interpellationen spätestens in der nachfolgenden Sitzung 
beantwortet werden müssen, dass aber mit Zweidrittelmehrheit 
vom Rat beschlossen werden kann, die Beantwortung habe noch 
am gleichen Sitzungstag zu erfolgen. 

Antrag: Absatz 2 erhält folgenden neuen Wortlaut: 
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((Der Wortlaut von Interpellationen, die für eine bestimmte 
Sitzung angemeldet werden, muss spätestens vor Beginn 
dieser Sitzung dem Präsidenten eingereicht werden. Der Inter­
pellant erhält das Wort zur Begründung der Interpellation zu 
Beginn der Sitzung vor Festsetzung der Tagesordnung. 



Regierungsräte oder deren Stellvertreter haben Interpellaticms­
befj'f'Undungen, die ihr Departement betreffen, beizuwohnen. Der 
Präsident überlässt es dem Regierungsrat, ob er sofort oder im 
Laufe der Sitzung oder spätestens in der nachfolgenden ordent­
lichen Sitzung antworten und welchem Mitglied er die Beant­
wortung übertragen will. Der Rat kann mit Zweidrittelrnehr­
heit beschliessen, dass die Beantwortung am gleiolten Sitzungstag 
zu erfolgen hat. Eine Diskussion findet nur statt, wenn es vom 
Rate beschlossen wird.ii 

Absatz 3: als neuer Satz beizufügen: 
(<Andere Anträge, als solche für oder gegen die dringliche 

Behandlung des Anzuges, können nicht gestellt werden.ii 
Als neuer Absatz 4: 
((Die Redezeit für die Begründung und Beantwortung von 

Interpellationen beträgt je 15 Minuten, wenn nicht vom Rate 
eine Verlängerung der Rededauer beschlossen wird.i> 

Kleine Anfrage 

§ 59. Das Verlangen um Auskunft durch die Regierung über die 
öffentliche Verwaltung betreffende Gegenstände kann auch in 
Form einer „Kleinen Anfrage" erfolgen. Solche Anfragen sind 
schriftlich und unterzeichnet dem Präsidenten einzureichen. Dieser 
bringt sie dem Grossen Rate zur Kenntnis und leitet sie an den 
Regierungsrat weiter. Eine mündliche Begründung der „Kleinen 
Anfrage" ist ausgeschlossen. Der Regierungsrat teilt seine Antwort 
dem Grossen Rate schriftlich mit; eine Diskussion über die Ant­
wort ist ausgeschlossen. Im Protokoll sind Eingang und Erledigung 
von „Kleinen Anfragen" zu vermerken. 

Analog zu§ 55 schlägt das Bureau vor, es seien Kleine Anfragen 
während der Sitzung nicht mehr dem Präsidenten direkt, sondern 
dem Statthalter abzugeben. Dieser Vorschlag bedeutet für den 
Vorsitzenden eine Entlastung. 
Antrag: Der zweite Satz ist wie folgt zu fassen: 

«Solche Anfragen sind schriftlich und unterzeichnet vor 
Beginn der Sitzung dem Präsidenten, nach Beginn derselben 
dem Statthalter zuhanden des Präsidenten einzureichen.i) 
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Ersatz für die Kanzleilegung 

§ 60. Vorlagen des Regierungsrates und der Grossratskommis­
sionen, die wenigstens eine Woche vor der nächstfolgenden Gross­
ratssitzung, mit dem Datum der Zusendung und dem ausdrück­
lichen Wunsche sofortiger Behandlung versehen, sämtlichen Mit7 
gliedern des Grassen Rates gedruckt zugestellt worden sind, werden 
gleich solchen betrachtet, die schon bei der Kanzlei gelegen haben. 

Entsprechend der in§ 5 verlängerten Frist schlagen wir vor, die 
Frist in § 60 von einer Woche auf 10 Tage zu erhöhen. Damit ist 
jeder Eindruck unnötiger Eile vermieden und die Ratsmitglieder 
-wie übrigens auch die Oeffentlichkeit-haben besser Gelegenheit, 
sich mit der Vorlage zu befassen. 

Eine weitere kleine Änderung ist redaktioneller Natur. 

Antrag: Die Frist soll von einer Woche auf 10 Tage verlängert 
werden. 

In der vierten Zeile soll es heissen: «Wunsch auf sofortige 
Behandlung.)) 

Gesamtberatung 

§ 63. Besteht eine Vorlage nur aus einem unzertrennlichen 
Antrage, so findet nur eine Gesamtberatung und am Schlusse die 
Abstimmung statt. 

·Vor der definitiven Abstimmung, d. h. nach Erledigung der 
Ordnungsanträge und der Abänderungsanträge, ist darüber zu be­
raten und zu beschliessen, ob sogleich die definitive Abstimmung 
oder vorher noch eine zweite Beratung stattfinden soll. 

In den§§ 63-66 ist von der zweiten Lesung bzw. zweiten Bera­
tung die Rede. Die Begriffe sind kaum unterschiedlich anzuwenden. 
Auch in anderen Kantonen entspricht die Beratung ganz einfach 
der Lesung. Das Bureau möchte nun inskünftig den Ausdruck 
<<zweite Lesung)) auf Gesetze, den Ausdruck <<zweite Beratung)) auf 
Grossratsbeschlüsse angewendet wissen. Entsprechend muss § 66 
einige redaktionelle Aenderungen erfahren. Bei § 63 beschränkt 
sich die Äenderung auf einen Zusatz im zweiten Absatz. 

Antrag: Am Schlusse des zweiten Absatzes soll es heissen: << .„ oder 
vorher noch eine zweite Beratung bzw. Lesung stattfinden solb>. 
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· :§ 66. Nach Durchführung der artikelweisen Beratung wird dar­
überbe:taten und abgestimmt, ob für einzelne Teile oder das Ganze 
eine Rückweisung oder Ueberweisung zur redaktionellen Durch­
sicht oder nochmaligen Erwägung, oder eine zweite Beratung in 
der gleichen oder einer folgenden Sitzung stattfinden soll. Wird eine 
zweite Beratung nicht beschlossen oder hat diese stattgefunden, 
so findet die Schlussabstimmung über Annahme oder Nicht­
annahme des Ganzen statt. 

Bei Gesetzesvorlagen hat eine zweite Beratung jedenfalls statt­
zufinden, und zwar erst in einer folgenden Sitzung, nachdem der 
Regierungsrat oder die zuständige Grossratskommission einen 
neuen sachbezüglichen Bericht erstattet hat, sofern nicht mit zwei 
Dritteln der Stimmen eine sofortige zweite Lesung beschlossen oder 
auf eine zweite Lesung verzichtet wird. 

Unter Berücksichtigung dessen, was zu § 63 ausgeführt wurde, 
soll im ersten Absatz von § 66 von der zweiten Beratung von Gross­
ratsbeschlüssen und im zweiten Absatz von der zweiten Lesung von 
Gesetzesvorlagen die Rede sein. Wir beantragen ·die entsprechende 
Neufassung. 

Antrag: § 66 soll folgende neue Fassung erhalten: 
«Zweite Beratung, zweite Lesung und Schlussabstimmung. 

Nach Durchführung der artikelweisen Beratung von Gross­
ratsbeschlüssen wird darüber abgestimmt, ob für einzelne Teile 
oder das Ganze eine Rückweisung oder Überweisung zur re­
daktionellenDurchsicht oder nochmaligen Erwägung, oder eine 
zweite Beratung in der gleichen oder einer folgenden Sitzung 
stattfinden soll. Wird eine zweite Beratung nicht beschlossen 
oder hat diese stattgefunden, so findet die Schlussabstimmung 
über Annahme oder Nichtannahme des Ganzen statt. 

Nach Durchführung der artikelweisen Beratung von Ge­
setzesvorlagen hat eine zweite Lesung stattzufinden, und 
zwar erst in einer folgenden Sitzung, nachdem der Regierungs­
rat oder die zuständige Grossratskommission einen neuen 
Bericht erstattet hat, sofern nicht mit zwei Dritteln der Stim­
men eine sofortige zweite Lesung beschlossen oder auf eine 
,zweite.Lesung verzichtet wird.)) 
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§ 67. Wortbegehren 

Das Ratsmitglied E. Matter hat angeregt, die Wortbegehren 
seien inskünftig beim Statthalter anzumelden. Dies bringe eine 
Entlastung für den Präsidenten. Oft würden bei der Anmeldung 
eines Wortbegehrens noch Diskussionen geführt, die den Präsi­
denten in der Verfolgung der Abwicklung der Geschäfte und Ver­
handlungen ablenken. 

Das Bureau hat Verständnis für jede Verbesserung, die dem 
Präsidenten die Amtsführung erleichtern kann. Wir glauben aber, 
die Anmeldung der Wortbegehren beim Statthalter bringe den 
entscheidenden Nachteil mit sich, dass der Präsident in seinen 
Dispositionen und in seiner raschen Übersicht behindert wird. 
Man sollte ihm nicht zumuten, ständig in die ((Buchhaltung)) des 
Statthalters sehen zu müssen. Diskussionen mit dem Präsidenten 
während der Verhandlungen sind ohnehin Ausnahmen. Niemand 
wird ihm verargen, wenn er in ungeeignetem Moment sich dazu 
nicht bereitfinden kann. 

Der Anregung des Ratsmitgliedes E. Matter Folge leistend, sieht 
das Bureau aber eine Entlastung darin, dass Anzüge und Kleine 
Anfragen während der Sitzung inskünftig dem Statthalter ein­
gereicht werden, der sie dem Präsidenten weiterleitet. Wir haben 
die entsprechenden Änderungen in der GO unter §§ 55 und 59 
hievor vorgeschlagen. 

Reden des Referenten und des Anzugstellers 

§ 70. Bei der Beratung von Regierungsratsvorlagen, Kommis­
sionsberichten oder Anzügen hat der Referent bzw. der Anzug­
steller das Eröffnungsvotum. 

In zwei ferneren Voten kann er gleich jedem anderen Mitgliede 
während der gleichen Beratung in jedem Zeitpunkt das Wort be­
gehren, und zwar ist es ihm vorzugsweise, jedoch ohne Unter­
brechung. eines Sprechenden, zu erteilen. 

Zu weiteren Voten ist ihm das Wort zu erteilen, sofern keine 
anderen Wortbegehren vorliegen. Das Recht zu einem Schluss• 
votum bleibt ihm, auch wenn Schluss der Beratung beschlossen 
worden ist. 

30 



von Kommissionsberichten kann auch der 
wenn er schon zweimal gesprochen hat, 

wie der Kommissionsreferent zu weiteren 
oe1~en~re11, und zwar ist es ihm jeweils vor dem 

K(>J:Ulroi1isicms:ref1~re.ntE:n zu erteilen. 

In§ 48 ist davon die Rede, dass Vorlagen des Regierungsrates, 
so:fern der Rat so beschliesst, ohne Eintretensdebatte sofort einer 
Kommission überwiesen werden können. Dabei hat sich schon die 
Frage gestellt, ob in solchen Fällen auch der Vertreter des Regie­
rungsrates auf sein Eintretensvotum verzichten muss. Das Bureau 
bestätigt diese Auffassung; es hält deshalb dafür, dass Absatz 1 
von § 70 entsprechend ergänzt werden soll. 

Antrag: In der letzten Zeile von Absatz 1 soll es heissen: 
<< ••• hat der Referent bzw. der Anzugsteller das erste Votum 
in der Eintretensdebatte>>. 

Absolutes Mehr 

§ 75. Bei jeder Abstimmung entscheidet das absolute Mehr der 
Stimmenden, sofern die Geschäftsordnung nichts anderes festsetzt. 
Zur Dringlicherklärung eines Grossratsbeschlusses sind zwei 
Drittel der Stimmen erforderlich, ebenso für das Zurückkommen 
auf einen gefassten Beschluss. 

Das Bureau stellte fest, dass § 75 nicht nur von Abstimmungen 
nach dem absoluten Mehr, sondern auch von Abstimmungen mit 
erforderlichem Zweidrittelmehr handelt. Es scheint dem Bureau 
deshalb zweckmässig, den Titel des Paragraphen zu erweitern. 

Eine Lücke in der GO besteht darin, dass die Bestimmung 
über die Dringlicherklärung von Grossratsbeschlüssen (§ 8 des 
Gesetzes betr. das.Verfahren bei Ausübung der Initiative und des 
kanton/lflen Referendums) nicht gleichzeitig den Ausschluss des 
Referendums nennt. Eine solche Ergänzung drängt sich zur bes­
seren Uebersicht bei der Konsultation der GO au:f. 

Antrag: Der Titel zu § 75 wird abgeändert in <~usmehrung, 
Dringliche:rklärutig und Wiedererwägung)). 

Ein neuer Absatz 2 soll lauten: 



«Der Grosse Rat entscheidet, wann Grossratsbeschlüsse per­
sönlicher oder dringlicher Natur sind. In beiden Fällen sind 
sie dem Referendum entzogen (Gesetz betr. das Verfahren bei 
Ausübung der Initiative und des kantonalen Referendums).» 

Verteilung und Feststellung der Zahl der Stimmzettel 

§ 82, letzter Absatz, lautet: 

Das Wahlergebnis wird von den Stimmenzählern unter Auf­
sicht eines Mitgliedes oder mehrerer Mitglieder des Bureaus 
ermittelt und der Präsident teilt es dem Rat mit. 

Es bietet sich die Gelegenheit, den Titel genauer zu formulieren 
und festzustellen, dass in der Regel der Statthalter die Wahlen 
leitet. 

Antrag 1: Der Titel von§ 82 soll lauten: <(Durchführung des Wahl­
geschäfts». 

Antrag 2: Der letzte Absatz von§ 82 wird wie folgt geändert: 
<(Das Wahlergebnis wird von den Stimmenzählern unter 

Aufsicht des Statthalters oder eines andern Mitgliedes des 
Bureaus ermittelt und vom Präsidenten dem Rat mitgeteilt.)) 

Ermittlung des Wahlresultats 

§ 84. Jedes Mitglied hat seinen Stimmzettel eigenhändig auszu­
füllen. 

Wer die absolute Mehrheit, das heisst mehr als die Hälfte der 
gültigen Stimmen erhält, ist an die zu besetzende Stelle ernannt, 

Leere und ungültige Stimmzettel fallen für die Berechnung des 
absoluten Mehres ausser Betracht. 

Wenn der erste Wahlgang keine absolute Mehrheit ergibt, so 
findet ein zweiter Wahlgang statt. 

Ergibt sich auch beim zweiten Wahlgang keine absolute Mehr­
heit, so entscheidet beim dritten Wahlgang die relative Mehrheit. 
Erhalten zwei oder mehrere Personen gleich viel Stimmen, so ent­
scheidet unter diesen das Los. 

Im letzten Absatz und in § 85 ist davon die Rede, dass ein Los­
entscheid vorgenommen werden muss. Nirgends findet sich die Be-
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stimmung, wie das Los gezogen werden muss. Das Bureau hält es 
für richtig, diese Frage durch einen Zusatz zu beantworten. 

Antrag: Dem Absatz 5 wird folgender Satz: beigefügt: 
«Dieses ist unverzüglich, dem Rat sichtbar, vom Präsidenten 

zu ziehen.>i 

Listenwahl 

§ 85. Wenn mehrere gleichartige Wahlen zugleich zu treffen 
sind, so erfolgen sie auf einem gemeinsamen Stimmzettel. 

Das absolute Mehr wird dann ermittelt nach der Zahl der Zettel, 
die wenigstens einen gültigen Namen enthalten. 

Enthält ein Zettel mehr Namen als Personen zu wählen sind, 
so werden die am Schluss stehenden überzähligen nicht gezählt. 
Ist ein Name mehrmals auf dem gleichen Stimmzettel geschrieben, 
so wird er nur einmal gezählt. 

Sollten bei diesem Wahlakt mehr Personen, als zu wählen sind, 
die absolute Mehrheit der Stimmen auf sich vereinigen, so entschei­
det die grössere Stimmenzahl oder bei Gleichheit der Stimmen das 
Los. 

In Absatz 1 Ulfd Absatz 3 ist bei Wahlen von einem Stimmzettel 
die Rede. Das Bureau schlägt vor, dieses Wort richtigerweise in 
((vVahlzetteb> abzuändern. 

Antrag: In Abs. 1und3 wird das Wort ((Stimmzetteh durch ((Wahl­
zettelJ> ersetzt. 

Schlussfolgerungen 

Die vorgeschlagene Teilrevision soll ermöglichen, den parlamen­
tarischen Geschäftsgang zu vereinfachen und, wo Lücken be­
standen, ihn genau festzulegen. Sollten je grundlegende Aenderun­
gen einzelner Abschnitte verlangt werden, halten wir dafür, dass 
ein solches Begehren aus der Ratsmitte durch einen Anzug gestellt 
wird, damit das Ratsplenum schon bei der allfälligen Ueberwei­
sung des Anzuges Gelegenheit 0 erhalten würde, seine Meinung be­
kanntzugeben. 

Gestützt aufdie vorliegenden Ausführungen und Anträge be­
antragen wir dem Grossen Rat die Annahme des nachfolgenden 



Gesetzesentwurfes. Gleichzeitig beantragen wir, es sei der Anzug 
Dr. W. Wenk vom 11. Oktober 1962 als erledigt zu erklären. 

Das Bureau hat als seinen Referenten vor dem Ratsplenum 
den Präsidenten bestimmt. 
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Basel, den 28. Januar 1964 

Namens des Bureaus des Grossen Rates, 

Der Präsident:. Dr.P. Bi:ihringer 



Gesetz betreffend Teilrevision des Gesetzes ü.ber die 
Geschäftsordnung des Grossen Rates 

(Vom 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, auf den Antrag seines 
Bureaus, beschliesst folgende Aenderungen des Gesetzes betreffend 
die Geschäftsordnung des Grossen Rates vom 28. April 1938: 

1. § 2. Ziffer 2 erhält folgende neue Fassung: 
„2. wenn das Bureau des Grossen Rates oder der Regierungs­

rat es als erforderlich erachten". 

2. § 5. Die in Abs. 2 genannte Frist von 3 Tagen wird abgeändert 
in 5 Tage. 

3. § 7. Der letzte Satz von Abs. 4 wird gestrichen und erhält fol­
gende neue Fassung: 

„Ausnahmsweise kann der Grosse Rat auch auf eine andere 
Stunde einberufen werden." 

4. § 10 erhält folgende neue Fassung: 
„Die Mitglieder des Grossen Rates und des Regierungsrates 

sind für ihre mündlichen und schriftlichen Aewiserungen bei 
den Beratungen sowohl im Ratsplenum als auch in den vom 
Grossen Rat ernannten Kommissionen nur dem Grossen Rat 
verantwortlich~" 

5. § 11 wird folgender neuer Abs. 4 beigefügt: 
,,Ton- und Bildaufnahmen im Ratssaal sind nur mit Zustim­

mung des Präsidenten statthaft." 

ß. · §. :18 el;hält folgende neue Fassung : 
„Anwesenheit und Sitzungsversänmnisse. Die Mitglieder sind 

verpflichtet, allen Sitzungen beizuwohnen. 
Das Bureau stellt zuhanden des Protokolls die anwesenden 

und abwesenden Mitglieder fest und merkt vor, welche Mit­
glieder unentschl:lldigt der Sitzung fernbleiben. 
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Wer sich .·innerhalb einfil' Viertelstun.de nach .der zur ·Er~?~' 
öHnung festgesetzten Zeit meldet, gilt alir·anwesend und wud 
in. die Präsenzliste eingetragen. Wer an der Sitzung nicht?teil.; 
nehmen kann, hat sieh sehrift;lieh bis spätestens am ßchlµss 
des. Sitzungstages beim Präsidenten zu entschuldigen. ' 
Zur Feststellung der Anwesenheit während der Sitzung kann · 

der Präsident jederzeit den Namensaufruf anordnen .. E.s soll 
dies jedenfalls immer dann geschehen, wenn die Zahl der Anwe­
senden unter die zur Beschlussfähigkeit erforderliche herab­
sinkt." 

7. ·t lö. Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: . . 
„Kein Sitzungsgeld erhalten die Mitglieder, die bei dei F~t­

stellung der Präsenz abwesend sind, sowie diejenigen, welcJie 
bei einem Namensaufruf im Laufe der Sitzung fehlen'." 

8. § 19 erhält folgende neue Fassung: 
„Präsident Der Prasident, oder wenn dieser verhindert ist, 

der Statthalter oder ein im Verhinderungsfalle an dessen Stelle 
tretender Tagespräsident leitet die Geschäfte und Verhandlun~ 
gen; er wacht über die genaue· Befolgung· der Geschäftsord­
nung, sowie über die Handhabung der äussereh illld inneren 
Ordnung und die Wahrung des parlamentarischen Anstandes. 

Wenn Präsident oder Statthalter an de.r Sitzung nicht teil­
nehmen können, so. wählt der Grosse Rat auf Vorschlag des 
Vorsitzenden einen der Beisitzer, oder wenn auch diese ver­
hindert sind, ein sonstiges· Mitglied zum Statthalter. 

Wenn Präsident und Statthalter an der Sitzung nicht teil­
nehmen k9nnen, sind unter der Leitung des ältesten Mitglied~ 
der Vorsitzende lind dessen Stellvertreter aus den Beisitzern, 
oder, weim auch diese verhindert sind, aus den Mitgliedern des 
Rates für die Dauer der Sitzung zu bezeichnen,'' 

9. § 23. Abs. 1 bleibt unve:rän.dert. 
In Abs. 2 wird das Wort· „Protokoll" durch „Grossrats~ 

protokoll" ersetzt. 
Abs. 3 bleibt unverändert. 
Es wird ein .neuer Abs. 4 mit folgendem Wortlaut eingefiigt: 
„Der II. Sekretär, oder falls dieser den .1. Sekretär ersetzen 

muss, sein Stellvertreter, führt ein Beschlussprotokoll zu Han~ 
den des Regierungsrates." 

Der bisherige Abs. 4 wjrd. Abs. li. 



ein neuer Abs. 6 mit folgendem Wortlaut eingefügt: 
eines der Sekretäre bestimmt der Grosse 

die betreffende Sitzung einen Stellvertreter." 

Der Titel des § 24 wird abgeändert in „Ausführliche Wieder­
gabe von Verhandlungen". 

§ 24 erhält folgende neue Fassung: 
,,In aussergewöhnlichen Fällen kann der Grosse Rat bei 

Festsetzung der Tagesordnung für die nächste Sitzung die Ton­
oder stenographische Aufnahme einzelner Verhandlungen be-
schliessen." · 

11. § 32. Abs. 1 erhält folgenden Zusatz: 
„5. die Begnadigungskommission (laut Gesetz über Straf­

vollzug und Begnadigung)" 
Abs. 2 erhält folgende neue Fassung: 
„Diese Kommissionen und ihre Präsidenten werden vom 

Grossen Rat jeweils nach seiner Konstituierung aus seiner 
Mitte für die laufende Amtsperiode gewählt. Ihre Wahl kann 
~mit Ausnahme der Begnadigungskommission - dem Bureau 
i;ibertragen werden.'' 

12. § 38 erhält folgenden neuen Abs. 5; 
. „W~mn keine anderen Möglichkeiten der Orientierung be­

stf;lhen, können Kommissionen auch Studienreisen unterneh­
n:len. Bevor ein Beschluss über eine Studienreise erfolgt, hat sich 
die betreffende Kommission ein summarisches Budget der ge­
planten R:~ise vorlegen zu lassen. Dieses ist auch dem Bureau 

· c\es Gross('Jn.Rates zur Kenntnis zu bringen. Vor der definitiven 
Fixierung der Daten von Kommissionsreisen ist der Ratspräsi­
deht zu benachrichtigen." 

13. § 39 wird ein neuer Abs. 3 mit folgendem Wortlaut eingefügt: 

, ,Die Kommissionsmitglieder werden durch ihren Präsidenten 
unter Angabe der zu behandelnden Traktanden eingeladen." 

Dem Abs. 4 (bisher Abs. 3) wird folgender Satz beigefügt: 
„Für das Zurückkommen auf einen gefassten Beschluss sind 

zwei. Drittel der Stimmen erforderlich.'' 
Als. letzter Absatz wird neu angefügt: 

.• ,,Vorbehalten bleiben für die Begnadigungskommission die 
liesonderen.Bestimmungen des Gesetzes über Strafvollzug und 
Begnadigti.ng." . 
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'14. Ein neuer§ 44& erhält folgenden W::ortlaut: 
§ 44•~·MQtivrerte Tagesm-dnung. Jedes Mitglied des Grossep 

Rates ist berechtigt, eine Stellllllgnahme. des Grrnisen Rates in 
For.m einer „Motivierten Tagesordnung" zu beantragen. " 

.Der Antrag ist schriftlich einzureichen und ·hat.den v:orge­
schlagenen Wortlaut der Tagesordnung zu enthalten. 

Der Antrag wird als beso~deres Geschäft behandelt. Zu 
seiner Aufnahme auf .die Tagesordnup.g bedarf es.einer Zwei­
drittelmehrheit. Beschliesst der Rat die Aufnahme der Moti­
vierten Tagesordnung, so entscheidet er anschliesaend, an 
welcher Stelle der Tagesordnung das Geschäft zu behandeln ist." 

15. Der erste Absatz von § 47 erhält folgenden neuen Wortlaut: 
. „Abbitten von Beamten oder Mitgliedern v:on Behörden, die 

von der Gesamtheit der Stimmberechtigten oder durch den 
Grossen Rat gewählt worden sind, Abbitten von Mitgliedern 
von Grossratskommissionen, der Gewerblichen Schiedsgerichte 
und der Einzelrichter und der Ersatzriehter .in den Landge­
meiden sind in schrütlicher Form an den Präsidenten des 
·Grossen Rates zu richten." 

16. § 48. Abs.1 erhält folgende neue Fassung: 
„Die Vorlagen des Regierungsrates werden in der Sitzung, 

in der sie eingegeben werden, zur Kanzlei gelegt, um in. einer 
folgenden Sitzung in Beratung gezogen zu. werd~m,. sofern der 
Rat nicht beschliesst, sie ohne Eintretensdebatte einer.Kom­
mission zu ·Überweisen." 

17. In§ 55, Abs; l, werden im letzten Satz die Worte „v:or'Fest­
.. setzung der Tagesordnung" gestrichen. 

Als neuer Abs. 3 wird. eingefügt: 
„Während der Ratssitzungen sind Anzüge dem Statthalter 

zuhanden des Präsidenten einzugeben. Diese Anzüge werden, , 
sofern nicht Dringlichkeit beschlossen wird, erst in der nächsten 
Sitzung· zur Kanzlei gelegt." 

In Abs. 4 (bisher Abs .. 3) wird in Zeile 3 das Wort „Sich" 
gestrichen. 

18. § 1)8. Abs. 2 erhält folgende fieue Fassung: 
„Interpetlatiorum. Der Wortlaut von Interpellationen, die für 

eine· bestimmte Sitzllllg · ap.gemeld,et, werden, mu.4 sl>ätestens 
, , vor Beginn dieser Sitzung dem Präsidenten eip.gereicht werde11. 

, De~ Interpellant erhält das Wort zur Begründung der futer· 



· rten Zeile wird berichtigt: „Wunsch auf sofqrtige 
g:" 
· a:m Schlusse des zweiten Absatzes ergänzt: „,.. oder 

· z:veite Beratung bzw. Lesung stattfinden soll". 

de neue Fassung: 
, zweite Lesung und Schlussabstimmung;. 

l;UDg der artikelweisen Beratung von Gros!JI. 
• darüber abgestimmt, ob für einzelne Teile 
· eRückweisung oder Ueberweisung zur redak­

t oder . nochmaligen Erwägung, oder eine 
der oder einer folgenden Sitzung 

Beratung nicht beschlossen 
~1fmldeitJ., oo findet die Schlussabstimmung 
ltf. ~1~n;tarma.11n1e des Ganzen statt. 
~i!rdteri!irt:1ke.lwE~1senBeratung von Ge8etzes-

e'Ill•we1~. ~·---- stattzufinden, und zwar erst 

39 



in ~inel'folgenden Sitz'ung,naehdem der Regierungsrat oder die 
~u~tändig~ Gro~sratskcimmission ein.en neuen :Bericht erstattet 
hat, sofern nicht mit zwei Dritteln.der Stimmen eine sofortige 
zweite" Lesung· besehlossen oder auf eine zweite ·Lesung ver­
zicntet wird.'' 

2K § 70erhä1t in der letzten Zeile von Abs. 1 folgende Fassung: 
„ ... hat der Referent bzw. der Anzugsteller das erste Votum 
in der Eintretensdebatte". 

24. § 75. Der Titel wird abgeändert in „Ausmehrurtg, Dringlich­
erkllirung und Wiedererwägurtg". 

Als neuer Abs. 2 wird beigefügt: 
, ,Der Grosse Rat entscheidet, wann Grossratsbeschlü:sse per­

sönlicher oder dringlicher Natur sind. In beidtin Fällen sind 
sie dem Referendum entzogen .(Gesetz betr. das Verfahren bei 
AUBübung der Initiative lmd des kantonalen Referendums).'' 

25. § 82 erhält folgenden Titel: „Durehführurtg des Wahlgeschäfts". 
Der letzte Absatz von § 82 wird wie folgt abgeändert: 
„Das Wahlergebnis wird von den Stimmenzählern unter Auf­

sicht des Statthalters oder eines andern Mitgliedes des Bureaus 
ermittelt .und vom Präsidenten dem Rat mitgeteilt." 

26. In § 84: wird dem Abs. 5 folgender Satz beigefügt: 
„Dieses ist unverzüglich, dem Rat sichtbar, vom Präsidenten 

zu ziehen." 

27. In § 85 Abs. 1 und 3 wird das Wort „Stimmzettel" durch 
„Wahlzettel" ersetzt. 

Dieses Gesetz ist zu publizieren; es unterliegt dem Referendum 
und tritt auf den Beginn des Amtsjahres 1964/65 in Wirksamkeit. 


